
Anlage D 
 

Nach Einschätzung der Stadt Haan wesentliche, bereits 
vorliegende umweltbezogene Stellungnahmen  

zur öffentlichen Auslegung der 2. Änderung des Bebauungsplans Nr. 7  

„Neubau Gymnasium“ nach § 3 (2) BauGB  
 

Nr. Behörde Schreiben vom 
1 Kreis Mettmann 30.03.2015 

2 Bezirksregierung Düsseldorf, 
Bauleitplanungen 

08.04.2015 

3 Bezirksregierung Arnsberg, Abt. 6, 
Bergbau und Energie 

02.04.2015 

4 Bezirksregierung Düsseldorf, 
Kampfmittelbeseitigung 

05.03.2015 

5 BRW 06.03.2015 

6 LVR-Amt für Denkmalpflege 20.03.2015 

7 Landesbetrieb Wald und Holz 05.03.2015 

8 Öffentliche Diskussionsveranstaltung  24.03.2015 

9 Nachträgliche schriftliche Eingaben 01.11.2014, 26.03.2015, 
31.03.2015, 02.04.2015, 
07.04.2015, 08.04.2015, 
13.04.2015 

10 Anwohnergespräch 02.07.2015 

 
 
 
 

Verfahrensvermerk: 
Diese umweltbezogenen Stellungnahmen haben in der Zeit vom __.09.2015 bis zum __.10.2015 
zusammen mit den Planunterlagen zur Aufstellung der 2. Änderung des Bebauungsplans Nr. 7„Neubau 
Gymnasium“ gemäß § 3 (2) BauGB öffentlich ausgelegen. 
 
Stadt Haan                                                                                                          im Auftrag: 
Der Bürgermeister 
 
 
                                                                                                                         (Sangermann) 
                                                                                                        Amtsleiter Planungs- und Bauaufsichtsamt 











Von:  bauleitplanungen <bauleitplanungen@brd.nrw.de> 
An: "planungsamt@stadt-haan.de" <planungsamt@stadt-haan.de> 
Datum:  08.04.15 08:26 
Betreff:  BPL Nr. 7 Neubau Gymnasium; Az. 53.01.04.04-59/2015-Ka/Z 
 
Stadt Haan 
 
Bebauungsplan Nr. 7 Neubau Gymnasium 
 
Frühzeitige Beteiligung der Träger öffentl. Belange gem. § 4 (1) BauGB; Abstimmung mit den Nachbargemeinden gem. § 2 (2) BauGB; 
Beteiligung der Naturschutzverbände 
 
Ihr Schreiben vom 24.02.2015; Az: Bo 
 
 
 
Im Rahmen des o. g. Verfahrens haben Sie uns beteiligt und um Stellungnahme gebeten. 
Hinsichtlich der Belange des Verkehrs (Dez. 25) ergeht folgende Stellungnahme: 
-     Nicht berührt. 
 
Hinsichtlich der Belange des Luftverkehrs (Dez. 26) ergeht folgende Stellungnahme: 
-     Keine Betroffenheit. 
 
Hinsichtlich der Belange der ländlichen Entwicklung und der Bodenordnung (Dez. 33) ergeht folgende Stellungnahme: 
-     Keine Bedenken und Anregungen. 
 
Hinsichtlich der Belange der Städtebauaufsicht, der Bau-, Wohnungs- und Denkmalangelegenheiten sowie -förderung (Dez. 35.4) ergeht folgende 
Stellungnahme: 
-     Gegen die o.g. Planung bestehen aus meiner Sicht keine Bedenken, da sich im Planungsgebiet meines Wissens keine Bau- oder 
Bodendenkmäler befinden, die im Eigentum oder Nutzungsrecht des Landes oder Bundes stehen. 
 
Zur Wahrung sämtlicher denkmalrechtlicher Belange empfehle ich -falls nicht bereits geschehen- den LVR -Amt für Denkmalpflege im 
Rheinland-, Pulheim und den LVR -Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland-, Bonn, sowie die zuständige kommunale Untere 
Denkmalbehörde zu beteiligen. 
 
Hinsichtlich der Belange des Landschafts- und Naturschutzes (Dez. 51) ergeht folgende Stellungnahme: 
-     Nicht berührt. 
 
Hinsichtlich der Belange der Abfallwirtschaft (Dez. 52) ergeht folgende Stellungnahme: 
-     Nicht berührt. 
 
Hinsichtlich der Belange des Immissionsschutzes (Dez. 53) ergeht folgende Stellungnahme: 
-     Nicht berührt. 
 
Hinsichtlich der Belange des Gewässerschutzes (Dez. 54) ergeht folgende Stellungnahme: 
-     Nicht berührt. 
 
Sollten durch den Planentwurf die Aufgabenbereiche des Landschafts- und Naturschutzes, der Wasser- und Abfallwirtschaft und des 
Immissionsschutzes im Zuständigkeitsbereich der Abteilung 5 (Umwelt, Dez. 51 - 54) der Bezirksregierung Düsseldorf nicht berührt sein, bitte 
ich Sie durch die zuständigen unteren Umweltbehörden o.g. Aufgabenbereiche prüfen und bewerten zu lassen. 
 
Hinweis: 
Diese Stellungnahme erfolgt im Zuge der Beteiligung der Bezirksregierung Düsseldorf als Träger öffentlicher Belange. Insofern wurden lediglich 
diejenigen Fachdezernate beteiligt, denen diese Funktion im vorliegenden Verfahren obliegt. Andere Dezernate / Sachgebiete haben die von Ihnen 
vorgelegten Unterlagen daher nicht geprüft. 
Dies kann dazu führen, dass von der Bezirksregierung Düsseldorf z.B. in späteren Genehmigungs- oder Antragsverfahren auch (Rechts-)Verstöße 
geltend gemacht werden können, die in diesem Schreiben keine Erwähnung finden. 
 
 
Im Auftrag 
gez. Kirsten Zimmerhofer 
Bezirksregierung Düsseldorf 
Dezernat 53 - Immissionsschutz 
Cecilienallee 2 
40474 Düsseldorf 
 
Tel.:  0211 / 475-9344 
Mail: kirsten.zimmerhofer@brd.nrw.de<mailto:kirsten.zimmerhofer@brd.nrw.de> 
Bitte beachten Sie die Anforderungen an die Form der TÖB-Beteiligung: http://www.brd.nrw.de/wirueberuns/TOEB/TOEB.html 
und  
http://www.brd.nrw.de/wirueberuns/PDF/Koordinierung_von_Stellungnahmen_Gewuenschte-Form-der-Unterlagen.pdf 







  
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Datum 05.03.2015 

Seite 1 von 1 

 

 

Aktenzeichen: 

22.5-3-5158008-75/15/ 

bei Antwort bitte angeben 

 

Herr Mandelkow 

Zimmer 117 

Telefon: 

0211 475-9710 

Telefax: 

0211 475-9040 

kbd@brd.nrw.de 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Dienstgebäude und 

Lieferanschrift: 

Mündelheimer Weg 51 

40472 Düsseldorf 

Telefon: 0211 475-0 

Telefax: 0211 475-9040 

poststelle@brd.nrw.de 

www.brd.nrw.de  

 

Öffentliche Verkehrsmittel: 

DB bis D-Flughafen, 

Buslinie 729 - Theodor-Heuss-

Brücke 

Haltestelle: 

Mündelheimer Weg 

Fußweg ca. 3 min 

 

Zahlungen an: 

Landeskasse Düsseldorf 

Konto-Nr.: 4 100 012 

BLZ: 300 500 00 Helaba 

IBAN: 

DE41300500000004100012 

BIC: 

WELADEDD 

 

 

 

 

 
 
 

 

Bezirksregierung Düsseldorf, Postfach 300865, 40408 Düsseldorf 

Bezirksregierung Düsseldorf 

Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD) / Luftbildauswertung 
Haan, Adlerstrasse/Diekermühle 
 
Ihr Schreiben vom 02.03.2015, Az.: 32-2/629  
 XXX1 
 
 
Luftbilder aus den Jahren 1939 - 1945 und andere historische Unterlagen 
liefern keine Hinweise auf das Vorhandensein von Kampfmitteln im bean-
tragten Bereich. Eine Garantie auf Kampfmittelfreiheit kann gleichwohl 
nicht gewährt werden. Sofern Kampfmittel gefunden werden, sind die 
Bauarbeiten sofort einzustellen und die zuständige Ordnungsbehörde 
oder eine Polizeidienststelle unverzüglich zu verständigen.  
 
Erfolgen Erdarbeiten mit erheblichen mechanischen Belastungen wie 
Rammarbeiten, Pfahlgründungen, Verbauarbeiten etc. empfehle ich eine 
Sicherheitsdetektion. Beachten Sie in diesem Fall auf unserer Internet-
seite das Merkblatt für Baugrundeingriffe. 
 
Teile der beantragten Fläche sind von mir bereits ausgewertet worden. 
Bezüglich des alten Ergebnisses verweise ich auf die Stellungnahme 
22.5-3-5158008-194/14 vom 30.09.2014. Die obigen Empfehlungen be-
ziehen sich daher ausschließlich auf den übrigen, ergänzenden Bereich. 
 
Weitere Informationen finden Sie auf unserer Internetseite  
www.brd.nrw.de/ordnung_gefahrenabwehr/kampfmittelbeseitigung/index.jsp 
 
Im Auftrag 
 
 
(Mandelkow) 

Stadt Haan 
Ordnungsamt 
Postfach 1665 
42760 Haan 
 
XXX012 
 

 

 
Durchschrift 

 

 

XXX011 

¹ Zur Kampfmittelüberprüfung werden zwingend Betretungserlaubnisse der betroffenen Grundstü-
cke und eine Erklärung inkl. Pläne über vorhandene Versorgungsleitungen benötigt. Sofern keine 
Leitungen vorhanden sind, ist dieses schriftlich zu bestätigen. 
XXX9 

http://www.brd.nrw.de/ordnung_gefahrenabwehr/kampfmittelbeseitigung/service/_Merkblatt_f__r_Baugrundeingriffe.pdf
http://www.brd.nrw.de/ordnung_gefahrenabwehr/kampfmittelbeseitigung/index.jsp
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Stadt Haan          25.03.2015 
Amt für Stadtplanung und Bauaufsicht 
Herr Bolz 
 
Ergebnisprotokoll zur Diskussionsveranstaltung zur 2. Änderung des Bebauungsplans 
Nr. 7 „Neubau Gymnasium“ am 24.03.2015 in der Aula des Gymnasiums Adlerstraße 
 
Podium:  

Stv. Dürr , stellvertretender Vorsitzender des Ausschusses für Stadtentwicklung, 
Umwelt und Verkehr (SUVA) für die Diskussionsleitung 
Herr Alparslan , Technischer Beigeordneter  
Frau Eden, Leiterin des städtischen Gebäudemanagements, 
Herr Tödte, Mitarbeiter des städtischen Gebäudemanagements 
Herr Sangermann, Leiter des Amtes für Stadtplanung und Bauaufsicht 
Herr Bolz, Amt für Stadtplanung und Bauaufsicht, für das Protokoll  

 

Teilnehmer: ca. 25 interessierte Bürger-/innen 
 

Beginn: 18.00 Uhr 
Ende:   20.15 Uhr 
 
Stv. Dürr  begrüßt die anwesenden Bürgerinnen und Bürger und stellt das Podium vor.  

Herr Alparslan  erläutert die Ausgangssituation und den Anlass der Planung.  

Herr Sangermann erläutert das Planverfahren, die Mitwirkungsmöglichkeiten der Öffent-
lichkeit und die beabsichtigten planerischen Festsetzungen.  

Herr Tödte stellt das Neubaukonzept der Verwaltung vor:  
Das Gebäude soll schonend in den Talraum eingefügt und den Schülern ein attraktiver Schul-
hof zur Verfügung gestellt werden. Dabei kann das Gelände wieder an den Ausgangszustand 
vor dem Bau des Gymnasiums in den 1960-er und 1970-er Jahren angepasst und so der 
Talraum in das Schulgelände hinein geführt werden. Die alte Wegeverbindung vom Drossel-
weg zur Diekermühle soll wieder durch das Schulgelände gelegt werden. Auf dem neuen 
Schulgelände sollen ca. 125 öffentliche und zusätzlich ca. 45 Lehrerstellplätze hergestellt 
werden (bisher insgesamt maximal 120). 
 
Die anwesenden Bürgerinnen und Bürger tragen in der anschließenden Diskussion folgen-
de Anregungen und Stellungnahmen vor: 

Erschließung / Verkehr 

• Die Anwohner bezweifeln, dass die Anzahl der geplanten Stellplätze ausreicht. 
• Herr R. (Adlerstraße): Lehrer und Schüler parken heute in den umliegenden Straßen. Die 

Lehrerparkplätze seien zu weit weg vom Schulgebäude. Der geplante Randstreifen für den 
Schülerbringverkehr werde bald von ungeordneten Fahrradabstellplätzen eingenommen 
werden. Der Lehrerparkplatz muss stärker ausgeleuchtet werden oder besser zwischen der 
Sporthalle und dem Gymnasium-Neubau neu angeordnet werden.  

• Herr S. (Drosselweg): Die Parkplätze sind schon jetzt überlastet. Um den Parkdruck von 
der Siedlung zu nehmen, soll das Parken auf den Straßen geordnet werden und verkehrs-
lenkende Maßnahmen erfolgen. 

• Herr W. regt Anwohnerparkausweise an. Die Fahrradparkplätze sollen zur besseren Kon-
trolle entlang der Straße angeordnet werden. Ein Fahrradkeller soll angeboten werden. 
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• Herr R. (Finkenweg) regt eine klare Markierung der Zufahrten sowie eine bessere Be-
schilderung und Beleuchtung an. 

• Herr H. (Diekermühle): Der Talweg soll erhalten bzw. ausgebaut werden. Durch (teilwei-
se) unnötige Fahrten der Müllfahrzeuge werde der Weg zurzeit überlastet. 

• Herr R. (Drosselweg): Der Drosselweg ist zu schmal ausgebaut; er regt die Einrichtung 
eines Parkverbots an. 

• Herr W. (Neuer Markt) regt an, die Parkplätze parallel zur Adlerstraße anzuordnen. Die 
Anordnung im Entwurfskonzept bewirke eine Zäsur zwischen der Sporthalle und dem 
Gymnasiumneubau.   

 

Einbindung der Planung in die Umgebung: 

• Herr S. (Diekermühle): Die nordwestlich des Lehrerparkplatzes gelegene Waldfläche exis-
tiert bereits; es handelt sich also lediglich um eine planerische, nicht um eine faktische 
Aufwertung des Naturraums. (Die Verwaltung bejaht dies) 

• Herr R. begrüßt die Anordnung der Parkplätze und fragt, warum der Neubau an die östli-
che Grundstücksgrenze gerückt werde. Er fragt, ob Erweiterungsmöglichkeiten in der Pla-
nung vorgesehen seien. (Die Verwaltung erläutert.) Durch den Neubau werden die angren-
zenden Privatgärten verschattet; er regt an, die Wirkung des riegelartigen Baukörpers 
durch Gehölzpflanzungen abzumildern. 

• Herr H. kritisiert die Wirkung des geplanten Neubaus, welche den Talraum wie eine 
Staumauer abriegelt. Er spricht sich gegen die Inanspruchnahme von Landschaftsschutzge-
biet aus.    

• Frau S. (Adlerstraße) kritisiert das enge Heranrücken des Neubaus an ihr Grundstück. Sie 
befürchtet eine erdrückende Wirkung des Neubaus in Bezug zu ihrem Wohngebäude und 
zu ihrem Garten. Sie fragt nach der Höhe des Neubaus. (Die Verwaltung erläutert, dass die 
geplante Höhe des Neubaus die Höhe der Wohnbebauung, wie an der Adlerstraße bereits 
vorhanden und in der Nachbarschaft ebenso zulässig, nicht überschreitet.) 

• Frau O. schlägt vor, den Neubau weiter in das Gelände abzusenken. (Die Verwaltung er-
läutert, dass dies aus belichtungstechnischen Gründen nicht möglich ist.) 

 

Weitere Themen: 

• Es wird ein harmonischer Anschluss des Neubaus an das Wohngebiet gewünscht.  
• Es wird gefragt, ob die Einrichtung einer Raucherecke vorgesehen sei, da die rauchenden 

Schüler die anliegenden Wohnbereiche belästigen. (Die Verwaltung erläutert, dass dies aus 
gesetzlichen Gründen nicht möglich sei.) 

• Es wird nach der Dauer und dem Ablauf der Bauzeit gefragt. (Die Verwaltung erläutert.) 
• Herr S. bittet um rechtzeitige weitere Informationen. (Die Verwaltung sagt dies zu.) 
 

Im Anschluss an die Diskussion erläutert Herr Sangermann die weiteren Planungsschritte.  
Nachdem keine weiteren Wortmeldungen mehr erfolgen, beschließt Stv. Dürr die Diskussi-
onsveranstaltung. 

 

 

gez. Bolz 



































Feststellungen, Bedenken und Fragen der Anwohner der Adlerstraße anlässlich des 
Bürgergesprächs am Donnerstag, den 02.07.2015 

 
Die Anwohner der Adlerstraße zeigen Verständnis für die Notwenigkeit eines Neubaus des 
Gymnasiums. Die Fragen sollen auf mögliche Alternativen hinweisen, die für alle Beteiligten, also 
auch für die Anwohner, tragbar sind. (In den vergangenen Jahrzehnten haben die Anwohner die 
Beeinträchtigungen durch Verkehr, Parksituation bei Veranstaltungen in der Aula bzw. in der 
Sporthalle mitgetragen.) Antworten auf diese Fragen können auch für den Bauträger und für den 
Schulbetrieb langfristige zufriedenstellende Lösungen ergeben.  
 
 
1. Je weiter der Neubau in östlicher Richtung vom jetzigen Gebäudetrakt gesehen erfolgt,  desto 

tiefer muss Erdreich bewegt werden. Der Boden ist bekannter Weise Fels durchsetzt und es ist 
mit erheblichen Spezialtiefbauarbeiten, eventuell sogar Sprengarbeiten zu rechnen. 

  
Ist das den Beteiligten bewusst?  

Ja, mit Sprengarbeiten ist aber nicht zu rechnen. Der oberflächennah gelegene Fels ist 
tiefgründig verwittert und kann mit den heute üblichen Baumaschinen problemlos ausgehoben 
werden.  
 
Gibt es für die Baugrunderkundung ein geologisches/hydrologisches Gutachten?  

Ja. Das gesamte Grundstück wurde beprobt mit insgesamt 120 (!) Bohrungen. Von diesen 
wurden 2 zu Grundwassermeßstellen ausgebaut. Die Baugrund- und Schichtenwasser-
Situation ist bekannt, wird bei den weiteren Planungen berücksichtigt und stellt kein 
außergewöhnliches Risiko dar. 
 
Gibt es ein Altlastengutachten?  

Ja, keine Altlasten vorhanden. Lediglich Trag- und Deckschicht des Weges Horstmannsmühle 
enthalten die für die Entstehungszeit üblichen Schwermetalle und polyzyklischen, 
aromatischen Kohlenwasserstoffe, welche bei möglichen baulichen Veränderungen des 
Weges separat zu entsorgen wären.  
 
Ist man sich der Gefahr von Folgeschäden an den Bestandsbauten bewusst und 
wurden/werden hierfür Rückstellungen gebildet?  

Es wird momentan davon ausgegangen, dass keine Folgeschäden an Bestandgebäuden 
entstehen. Im Vorfeld der Baumaßnahme wird von der beauftragten Firma ein übliches 
Beweissicherungsverfahren durchgeführt. Haftungspflichtig ist die beauftragte Firma.  

 
2. Lässt die aufwändige und mit Anzahl der Stockwerke alternierend überhängende 

Baukonstruktion in Richtung Hühnerbachtal die Anforderungen an die Fundamente steigen 
und ist damit eine nicht berücksichtigte Kostensteigerung zu befürchten?  

Nein, ein talseitig erhöhter Gründungsaufwand ist wegen des sicheren Baugrundes (Fels) 
nicht erforderlich.  

  
 Entspricht diese Form der Bebauung überhaupt den Anforderungen an den Naturschutz? 
 (Naturschutzgebiet Hühnerbachtal) 

 Die bauliche Konzeption wurde vorab und im Rahmen der frühzeitigen Trägerbeteiligung der 
Unteren Landschaftsbehörde vorgestellt. Bedenken hiergegen bestehen nicht. Der Baukörper 
bleibt hinter der im Talraum befindlichen Baumkulisse zurück; eine vollständige Abriegelung 
des Talraumes ist nicht zu befürchten. Die Bilanzierung der mit der Planung verbundenen 



Eingriffe in Natur und Landschaft wird nach den bereits vorliegenden Ermittlungen des 
Fachgutachters einen Kompensationsüberschuss ergeben. 

 
3. Den bisherigen Informationen zufolge soll eine „Kiss & Ride Zone“ an der Stirnseite des 

neuen Gebäudes und damit gegenüber der Bebauung an der Adlerstraße entstehen. 
 Damit konzentriert sich (auch auf Grund der bisherigen Erfahrungen mit dem 

Durchfahrtverkehr) -besonders morgens und mittags- der Verkehr auf die schmale und im 
Einbahnverkehr geregelte Adlerstraße. Diekermühlenstraße und Drosselweg entfallen als 
Zufahrtstraße für die per „Elterntaxi“ gebrachten Schüler. Wurde die entstehende 
Verkehrsproblematik berücksichtigt?  

 Ja, wobei davon auszugehen ist, dass mit dem Neubau die heute bestehende Problematik 
behoben wird:  

 Der Schülerbringverkehr verteilt sich bereits heute auf die beiden Zugänge (Treppenanlage 
Haupteingang, Zufahrt Sporthalle); hieran ändert sich auch mit dem Neubau prinzipiell 
nichts.  

  Mit der Schaffung von ca. 80 zusätzlichen Parkplätzen auf dem Schulgelände wird die 
Haupterschließung auf den Punkt Diekermühlen-/Diekerhof Straße konzentriert. Durch die 
vorgesehene Regelung auf dem Schulgelände (Umfahrungsmöglichkeit der Sporthalle) 
können die beiden vorhandenen Anbindungen in eine Zu- und eine Ausfahrt ausdifferenziert 
und die Verkehrsbeziehungen entflochten werden. Insgesamt wird dem bestehenden 
Parksuchverkehr entgegen gewirkt, durch Schüler- und Lehrer-Kfz. blockierte Parkplätze im 
Wohngebiet vermieden und somit das Wohngebiet Adlerstraße entlastet. 

 
 Gibt es ein Lärmgutachten für den „Kiss & Ride“ Betrieb?  

 Ja (Inhalt der Schalltechnischen Untersuchung, noch in Bearbeitung). Bereits jetzt kann aber 
festgehalten werden, dass mit der Einrichtung eines separaten Haltestreifens zurzeit 
stattfindende, störungs- und lärmintensive Haltevorgänge auf der Fahrbahn vermieden 
werden. 

 
 Ein eingeschränktes Parkverbot und damit eine Änderung des „Bestandschutzes“ ist  
 seitens der Anwohner nicht zu akzeptieren.  

 Grundsätzlich sind private Stellplätze auf den jeweiligen privaten Grundstücken 
nachzuweisen; auf der Adlerstraße wird auch zukünftig eine ausreichende Anzahl an 
Besucherstellplätzen vorhanden sein. Das eingeschränkte Parkverbot würde nur den neu 
anzulegenden Haltestreifen vor der Fassade betreffen; ggfs. kann die Regelung auch auf die 
relevanten Tageszeiten beschränkt werden. Die Südseite der Adlerstraße bleibt hiervon 
gänzlich unberührt. Der geplante Haltestreifen vor dem Schulneubau würde auf dem heutigen 
Bürgersteig entstehen; dieser würde zukünftig auf das Schulgrundstückverlegt. Der 
Straßenraum würde hierdurch nicht eingeengt oder verkleinert. 

 Insgesamt wird die verkehrliche Entwicklung durch die Stadt beobachtet werden so dass ggfs. 
weitere verkehrslenkende Maßnahmen zur Behebung von Missständen getroffen werden 
können.    

 
4. Während der bestehende Schulbetrieb im Hauptgebäude und im naturwissenschaftlichen 

Trakt momentan weit von den Anwohnern entfernt liegt, wird die künftige 
Gebäudekonzentration und Verlagerung zu den Gebäuden der Anwohner Adlerstrasse 6 – 22 
sowie 13 bei Schulbetrieb zu erheblicher Lärmbelastung führen. (technische 
Gebäudezentralen) Gibt es hierfür ein Lärmgutachten?  

  Ja (s. o.). Die Empfehlungen des Gutachtens werden Bestandteil des Bebauungsplans und der 
Baugenehmigung. 
Technische Gebäudezentralen werden vorrangig im Gebäude angeordnet. Für Technische 



Anlagen, die ggfs. auf dem Dach des Neubaus angeordnet werden (Aufzug, Lüftungsschächte) 
gelten die Vorgaben der einschlägigen Regelwerke (TA Lärm). Diese sind einzuhalten. 

 
5. Die geplante Bebauung ist zur Adlerstraße allenfalls in Höhe der Häuser Nr. 22 und Nr. 13 

noch 1,5 geschossig. Bedingt durch den Abfall des Strassenniveaus in westlicher Richtung 
wird bereits wenige Häuser weiter in westlicher Richtung eine Gebäudehöhe >> 2,5 Geschos-
se faktisch wirksam. 

 Dies und der Wegfall der bestehenden, über Jahre gewachsenen Begrünung wird von den 
Anwohnern  als Bestandsminderung gesehen.  

 Die Fassade des Neubaus entspricht in ihren Abmessungen einer dem Bestand adäquaten 
Wohnbebauung. So beträgt die Fassadenhöhe maximal 5,5 m (an der westlichen 
Gebäudeecke, siehe Straßenabwicklung). Der Wegfall der Gehölze betrifft im Wesentlichen 
nur den Fassadenbereich; hier wird Ersatz durch die Pflanzung von Straßenbäumen geleistet.    

 
6. Die geplante Neunutzung der Schuleinrichtung Walder Straße in Haan als Gesamtschule wird 

zu einer veränderten (geringeren) Schülerzahl am Gymnasium Adlerstraße führen.  

Gibt es hierzu bereits eine Beratung durch die Bezirksregierung, eine Entscheidung des 
Stadtrats und eine Elternbefragung?  

Der für den Veränderungsprozess am Schulzentrum Walder Str von der Stadt beauftragte 
fachkundige Berater geht in seinen Schülerzahlprognosen auch für die Zukunft von einer 4-
Zügigkeit des Gymnasiums aus. Der Ratsbeschluss lautet auf Neubau eines 4-zügigen 
Gymnasiums. 
 

7.  Ist die Planung bereits ausgeschrieben? Wenn dies bereits erfolgt ist, gibt es keine 
öffentliche, europaweite Ausschreibung?  

 Der Neubau des Gymnasiums wird im Rahmen eines PPP-Verfahrens mit 
Verhandlungsverfahrens nach europaweitem Beteiligungswettbewerb durchgeführt. Der 
europaweite Beteiligungswettbewerb und die Bieterauswahl wurden bereits durchgeführt. 
Die Versendung der Ausschreibungsunterlagen ist noch nicht erfolgt. 
Das Verfahren wird von einem Fachanwalt und wirtschaftlich-technischen Beratern 
kompetent begleitet. 

  
 8.          Wird das Bauvorhaben durch Zuschüsse gefördert, z.B. europäische Union, o. a.?  

             Zuschüsse sind nicht zu erwarten, können aber im Rahmen des PPP-Projektes noch  
                      eingebunden werden. 


